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Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichtes Reutlingen vom
08.08.2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. Der Beklagte hat auch die auÃ�ergerichtlichen
Kosten fÃ¼r das Berufungsverfahren zu erstatten. Im Ã�brigen bleibt es bei der
erstinstanzlichen Kostenentscheidung.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Ã�bernahme einer Heiz- und
Nebenkostennachforderung fÃ¼r eine nicht mehr von der KlÃ¤gerin bewohnten
Wohnung im Landkreis E. in HÃ¶he von 493,26 EUR.

Die KlÃ¤gerin bewohnte bis zum 30.04.2016 eine 66 mÂ² groÃ�e, mit Ã�l beheizte
Mietwohnung in der U. StraÃ�e in E.-Z., fÃ¼r die sie eine Kaltmiete von 450 EUR
zzgl. einer Vorauszahlung fÃ¼r Nebenkosten von 150 EUR zu entrichten hatte. Sie
bezog Leistungen nach dem SGB II vom Jobcenter Landkreis E â�¦ Dieses hatte die
KlÃ¤gerin bereits mit Schreiben vom 12.03.2014 darÃ¼ber informiert, dass die
Kaltmiete unangemessen hoch sei. Angemessen sei eine Kaltmiete in HÃ¶he von
400 EUR, weshalb sich die KlÃ¤gerin um eine kostengÃ¼nstigere Wohnung
bemÃ¼hen solle. Ab April 2014 legte das Jobcenter Landkreis E. bei den
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Leistungsbewilligungen eine angemessene Kaltmiete von 400 EUR zu Grunde.
Zuletzt bewilligte es der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 22.02.2016 Leistungen fÃ¼r
die Zeit von MÃ¤rz 2016 bis August 2016 in HÃ¶he von 952,40 EUR monatlich
(402,40 EUR Regelleistung zzgl. 550 EUR Kosten der Unterkunft).

Am 16.03.2016 sprach die KlÃ¤gerin beim Jobcenter Landkreis E. vor und teilte mit,
sie werde zum 01.05.2016 in die F. in 7XXXX W. verziehen. Die Kaltmiete der neuen
Wohnung betrage 450 EUR. Mit Bescheid vom 18.03.2016 lehnte das Jobcenter
Landkreis E. eine Zustimmung fÃ¼r den geplanten Umzug ab und fÃ¼hrte aus, die
(kÃ¼nftige) Kaltmiete Ã¼berschreite die fÃ¼r R. angemessene Mietobergrenze um
91 EUR. Es mÃ¼sse davon ausgegangen werden, dass es (im Landkreis R.)
Wohnraum innerhalb der angemessen Mietobergrenze gebe.

Am 23.03.2016 sprach die KlÃ¤gerin beim Beklagten vor und teilte mit, dass sie
"ungenehmigt in die neue Wohnung F. in 7XXXX W." im Ã¶rtlichen
ZustÃ¤ndigkeitsbereich des Beklagten ziehen werde.

Am 05.04.2016 unterzeichnete die KlÃ¤gerin einen ab dem 01.05.2016
beginnenden Mietvertrag Ã¼ber die 53qm groÃ�e genannte Wohnung in W., mit
dem eine Kaltmiete von 450 EUR zzgl. 150 EUR Nebenkostenvorauszahlung
vereinbart wurde. Zum 01.05.2016 zog die KlÃ¤gerin von E. in die Wohnung in W.
um. Der Beklagte bewilligte der KlÃ¤gerin sodann mit Bescheid vom 23.05.2016 in
der Gestalt des Ã�nderungsbescheides vom 20.12.2016 Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhaltes nach dem SGB II fÃ¼r die Zeit vom Mai 2016 bis Oktober
2016, wobei er monatlich Kosten der Unterkunft in HÃ¶he von 539 EUR (339 EUR
Kaltmiete zzgl. 200 EUR Nebenkosten) zu Grunde legte.

Mit Bescheid vom 03.11.2016 bewilligte der Beklagte der KlÃ¤gerin Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts in HÃ¶he von 943â��00 EUR monatlich fÃ¼r die
Zeit vom November 2016 bis Oktober 2017. Als Kosten der Unterkunft legte er
wiederum 539 EUR (339 EUR Kaltmiete zzgl. 200 EUR Nebenkosten) zu Grunde.

Am 26.01.2017 beantragte die KlÃ¤gerin beim Beklagten die Ã�bernahme einer
Nebenkostennachforderung fÃ¼r die Wohnung in E. Z â�¦ Die KlÃ¤gerin legte ein
Schreiben ihres ehemaligen Vermieters vom 07.12.2016 vor, mit dem dieser
Nebenkosten fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2016 bis 30.04.2016 abrechnete und von der
KlÃ¤gerin eine Nachzahlung in HÃ¶he von 493,26 EUR bis 28.12.2016 forderte
(AbfallgebÃ¼hr 6,44 EURâ�� Niederschlagswasser 18,00 EURâ�� Wasser/Abwasser
59,74 EUR und auf Heizung/Warmwasser 409,08 EUR).

Zuvor hatte die KlÃ¤gerin eine entsprechende KostenÃ¼bernahme bereits beim
Jobcenter Landkreis E. beantragt, erhielt von dort jedoch mit Bescheid vom
16.01.2017 die Auskunft, dass der Beklagte zustÃ¤ndig sei. Eine spÃ¤ter gegen das
Jobcenter Landkreis E. erhobene Klage (Az.: S 3 AS 1546/17) nahm die KlÃ¤gerin am
27.07.2018 zurÃ¼ck.

Mit Bescheid vom 27.01.2017 lehnte der Beklagte die Ã�bernahme der
Endnebenkostenabrechnung ab. Er fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus,
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Nebenkostenabrechnungen wÃ¼rden nur dann bezahlt, wenn die
KostenÃ¼bernahme dem Zwecke der Unterkunftssicherung diene. Da die KlÃ¤gerin
nicht mehr in der betroffenen Wohnung lebe, entfalle der Zweck der
Unterkunftssicherung. Der ungenehmigte Umzug habe auch nicht der
Kostensenkung gedient. Die Kaltmiete ihrer jetzigen Wohnung sei mit 450 EUR
ebenso hoch wie die Miete in E.-Z. und liege Ã¼ber der im Landkreis R. geltenden
Mietobergrenze.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 01.02.2017 Widerspruch und
legte zur BegrÃ¼ndung dar, sie sei seit 2012 ununterbrochen
LeistungsempfÃ¤nger, weshalb der Zweck der Unterkunftssicherung erfÃ¼llt sei.
Dass sie "ungenehmigt umgezogen sei", habe mit der Endnebenkostenabrechnung
nichts zu tun. Auch wenn nun eine andere Mietobergrenze greife, seien die
Mietkosten gleichgeblieben.

Mit Widerspruchsbescheid vom 14.03.2017 wies der Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Nach Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG)
kÃ¶nnten Nebenkosten einer nicht mehr bewohnten Wohnung nur dann
Ã¼bernommen werden, wenn der Leistungsberechtigte sowohl im Zeitpunkt der
tatsÃ¤chlichen Entstehung der Kosten im Leistungsbezug nach dem SGB II
gestanden habe als auch im Zeitpunkt der FÃ¤lligkeit der Nachforderung noch stehe
und die Aufgabe der bisherigen Wohnung in ErfÃ¼llung einer
Kostensenkungsaufforderung durch den LeistungstrÃ¤ger erfolgt sei sowie keine
anderweitige Bedarfsdeckung eingetreten sei. Diese Voraussetzungen seien nicht
erfÃ¼llt.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 18.04.2018 Klage beim Sozialgericht R. (SG)
erhoben. Sie hat ergÃ¤nzend und vertiefend zum bisherigen Vorbringen
vorgetragen, der Umzug von E. nach W. sei aufgrund von gesundheitlichen
Probleme erforderlich gewesen, da sie wegen BandscheibenvorfÃ¤llen die im 1.
Stock befindliche Wohnung in E.-Z. nicht mehr habe erreichen kÃ¶nnen. Bei der
Wohnung in W. handle es sich um eine Erdgeschosswohnung. Zudem kÃ¶nne sie in
der neuen Wohnung wegen Ã¶rtlicher NÃ¤he besser durch ihre Kinder unterstÃ¼tzt
werden. WÃ¤re sie nicht umgezogen, hÃ¤tte das Jobcenter Landkreis E. die
Abrechnung Ã¼bernommen. Die vom Beklagten angefÃ¼hrte Rechtsprechung des
BSG sei auf die vorliegende Konstellation nicht anwendbar. Der Umzug sei auch
nicht unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig oder habe zu Mehrkosten gefÃ¼hrt. Voraussetzung
fÃ¼r die Ã�bernahme beim Wohnungswechsel kÃ¶nne nur ein durchgehender
Leistungsbezug sein. HÃ¤tte die KlÃ¤gerin hÃ¶here Nebenkostenvorauszahlungen
geleistet, so wÃ¤re sie "auch einer RÃ¼ckforderung" ausgesetzt. Deswegen
mÃ¼sse umgekehrt auch eine Nebenkostennachforderung Ã¼bernommen werden.

Mit Urteil vom 08.08.2018 hat das SG der Klage stattgegeben und den Beklagten
unter Aufhebung des Bescheides vom 21.01.2017 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 14.03.2017 verurteilt, der KlÃ¤gerin weitere Kosten
der Unterkunft und Heizung auf der Grundlage der Nebenkostenabrechnung vom
07.12.2016 in HÃ¶he von 493,26 EUR zu gewÃ¤hren. Zur BegrÃ¼ndung hat das SG
ausgefÃ¼hrt, nach Rechtsprechung des BSG komme die Ã�bernahme einer
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Nachforderung einer nicht mehr bewohnten Wohnung jedenfalls dann in Betracht,
wenn der Betroffenen sowohl im Zeitpunkt der Entstehung der Kosten als auch der
FÃ¤lligkeit im Leistungsbezug stand und der Umzug zur ErfÃ¼llung einer
Kostensenkungsobliegenheit erfolgt und keine anderweitige Bedarfsdeckung
eingetreten sei oder der Betroffene durchgÃ¤ngig im Leistungsbezug gestanden
und eine Zusicherung hinsichtlich des Umzugs vorgelegen habe. Zur der Frage, ob
im Falle des durchgÃ¤ngigen Leistungsbezugs ohne Vorliegen einer
Kostensenkungsobliegenheit oder einer Zusicherung zum Umzug die Kosten zu
Ã¼bernehmen sind, habe sich das BSG noch nicht ausdrÃ¼cklich geÃ¤uÃ�ert. Das
BSG habe durch die in den dortigen UrteilgrÃ¼nden gewÃ¤hlte Formulierung " â�¦
gilt â�¦ jedenfalls dann, wenn" zum Ausdruck gebracht, dass durchaus auch eine
Ã�bernahme in anderen Fallkonstellationen in Betracht kommen kÃ¶nnte. Die
grundsÃ¤tzliche Argumentation des BSG sei aber auch auf die vorliegende
Fallgestaltung Ã¼bertragbar.

Gegen das am 19.09.2018 zugestellte Urteilt hat der Beklagte am 17.10.2018
Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt und diese u.a. mit der grundsÃ¤tzlichen
Bedeutung einer klÃ¤rungsbedÃ¼rftigen Rechtsfrage begrÃ¼ndet.

Mit Beschluss vom 11.02.2019 (L 1 AS 3694/18) hat der Senat die Berufung
zugelassen.

Der Beklagte hat zur BegrÃ¼ndung der Berufung vorgetragen, die KlÃ¤gerin habe
die frÃ¼here Wohnung in E. nicht wegen einer Kostensenkungsaufforderung
aufgeben und es habe auch keine Zusicherung zu den angemessenen
Aufwendungen fÃ¼r die neue Unterkunft vorgelegen. Die durch Rechtsprechung
des BSG geprÃ¤gten Voraussetzungen fÃ¼r die Ã�bernahme von Nebenkosten
einer nicht mehr bewohnten Wohnung lÃ¤gen daher nicht vor. Die Entscheidung
des SG widerspreche daher der Rechtsprechung des BSG, wonach Bedarfe fÃ¼r
Unterkunft und Heizung grundsÃ¤tzlich nur der Sicherung einer aktuell bewohnten
Wohnung dienen.

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts R. vom 08.08.2018 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie erachtet die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend und hÃ¤lt an ihrer bislang
vertretenen Auffassung fest.

Auf Anregung des Senats haben die Beteiligten einen dahingehenden
Verfahrensvergleich geschlossen, dass vorliegend ausschlieÃ�lich die Heiz- und
Nebenkostennachforderung in HÃ¶he von 493,26 EUR fÃ¼r die frÃ¼here Wohnung
im Landkreis E. im Streit stehen, wohingegen die Kosten der Unterkunft fÃ¼r die
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aktuell bewohnte Wohnung in W. kein Gegenstand des Verfahrens sind.

Die Beteiligten haben EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts sowie des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge sowie der
Verwaltungsakten des Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat kann hier gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 1 i.V.m. Â§ 124 Abs. 2 SGG ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil entscheiden, da sich die Beteiligten damit
einverstanden erklÃ¤rt haben.

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung des Beklagten ist nach Zulassung
durch den Senat mit Beschluss vom 11.02.2019 statthaft und zulÃ¤ssig (vgl. 145
Abs. 5 Satz 1 SGG).

Die Berufung ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat die Beklagte zutreffend dazu
verurteilt, der KlÃ¤gerin (fÃ¼r Dezember 2016) weitere Kosten der Unterkunft und
Heizung auf der Grundlage der Nebenkostenabrechnung vom 07.12.2016 in HÃ¶he
von 493,26 EUR zu gewÃ¤hren.

Die mit streitgegenstÃ¤ndlichem Bescheid vom 21.01.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14.03.2017 verfÃ¼gte Ablehnung des Beklagten, den
bestandskrÃ¤ftig gewordenen Bewilligungsbescheid vom 03.11.2016 abzuÃ¤ndern
und der KlÃ¤gerin fÃ¼r den Monat Dezember 2016 hÃ¶here Bedarfe fÃ¼r Heizung
zu gewÃ¤hren, erweist sich als rechtswidrig und verletzt die KlÃ¤gerin in ihren
Rechten.

Die von der KlÃ¤gerin erhobene kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§
54 Abs. 1 und 4 SGG) ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet, wobei die Beteiligten den
Streitstoff durch den geschlossenen Verfahrensvergleich ausdrÃ¼cklich und
zulÃ¤ssig auf hÃ¶here Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung in Form der
Ã�bernahme der Nebenkostennachforderung in HÃ¶he von 493,26 EUR fÃ¼r die
Wohnung in E. Z. begrenzt haben.

Grundlage des Anspruchs der KlÃ¤gerin sind die Â§Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II, 40
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 3 SGB II iVm Â§ 330 Abs. 3 Satz 1 SGB III iVm Â§ 48 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 SGB X.

Die Beklagte hat es zu Unrecht abgelehnt, die Leistungsbewilligung fÃ¼r den Monat
Dezember 2016 durch Bescheid vom 03.11.2016 abzuÃ¤ndern. GemÃ¤Ã� Â§ 48
Abs. 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt, hier der Bewilligungsbescheid vom 03.11.2016
mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, soweit in den tatsÃ¤chlichen oder
rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Erlass vorgelegen haben, eine
wesentliche Ã�nderung eintritt. Der Verwaltungsakt ist nach Â§ 40 Abs. 2 Nr. 3 SGB
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II iVm Â§ 330 Abs. 3 Satz 1 SGB III iVm Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB X mit Wirkung
vom Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse aufzuheben, soweit die Ã�nderung
zu Gunsten des Betroffenen erfolgt. So liegt es hier. Durch die zum 28.12.2016
fÃ¤llig gewordene Zahlungsaufforderung des ehemaligen Vermieters der KlÃ¤gerin
vom 07.12.2016 ist im Vergleich zur Situation bei Erlass des Bewilligungsbescheides
vom 03.11.2016 insoweit eine wesentliche Ã�nderung eingetreten, als im Dezember
2016 ein weiterer Heizkostenbedarf entstanden ist, der gem. Â§ 22 Abs. 1 Satz 1
SGB II seitens des Beklagten zu Ã¼bernehmen war. Die KlÃ¤gerin hat einen
Anspruch auf Ã�bernahme dieser Nebenkostennachforderung, obwohl sich diese
Nebenkostennachforderung auf ihre frÃ¼here, bis April 2016 bewohnte Wohnung
bezieht.

GemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II werden Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung
in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen
sind. Nebenkosten in Form von Betriebskosten gemÃ¤Ã� Â§ 556 BGB und
Heizkosten, sind von den Bedarfen fÃ¼r Unterkunft und Heizung erfasst (vgl. z.B.
BSG vom 20.12.2011 â�� B 4 AS 9/11 R -, juris). Hierzu gehÃ¶ren nicht nur
Leistungen fÃ¼r laufende, sondern auch fÃ¼r einmalige Bedarfe fÃ¼r Unterkunft
und Heizung. Soweit eine Nachforderung von Unterkunfts- und/oder Heizkosten in
einer Summe fÃ¤llig wird, gehÃ¶rt sie im FÃ¤lligkeitsmonat zum tatsÃ¤chlichen,
aktuellen Bedarf (vgl. BSG vom 20.12.2011 â�� B 4 AS 9/11 R -, Rn. 14, juris; BSG,
Urteil vom 30.03.2017 â�� B 14 AS 13/16 R â��, Rn. 13, juris), weshalb die
Beteiligten auch zutreffend von der grundsÃ¤tzlichen LeistungszustÃ¤ndigkeit des
Beklagten ausgehen.

Die Angemessenheit der Nebenkosten fÃ¼r die Wohnung in E. wurde weder vom
vormals zustÃ¤ndigen Jobcenter E. noch vom Beklagten in Zweifel gezogen.
Letztlich bedarf die Frage der Angemessenheit der Nebenkosten der E. Wohnung
vorliegend keiner detaillierten PrÃ¼fung, da diese selbst dann in vollem Umfang zu
Ã¼bernehmen wÃ¤ren, wenn sie (teilweise) unangemessen wÃ¤ren. Auch bei
tatsÃ¤chlich objektiv unangemessenen Neben- und Heizkosten sind diese solange
zu Ã¼bernehmen, wie es dem alleinstehenden HilfebedÃ¼rftigen oder der
Bedarfsgemeinschaft nicht mÃ¶glich oder nicht zuzumuten ist, durch einen
Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu
senken, in der Regel jedoch lÃ¤ngstens fÃ¼r sechs Monate (BSG, Urteil vom
19.09.2008 â�� B 14 AS 54/07 R â��, Rn. 22, m.w.N., juris; Luik in Eicher/Luik, SGB
II, 4. Auflage, Â§ 22, Rn. 115). Dies gilt nach Rechtsprechung des BSG auch bzw.
erst recht, wenn die tatsÃ¤chlichen Heizkosten deshalb unangemessen sind, weil
sie auf eine unangemessen groÃ�e WohnflÃ¤che entfallen. EinschrÃ¤nkungen
kÃ¶nnen sich allenfalls aus einem unwirtschaftlichen Heizverhalten ergeben (BSG,
Urteil vom 19.09.2008, a.a.O.). Obwohl hier vergleichsweise hohe Heizkosten
entstanden sind, hat der Senat keine hinreichenden Anhaltspunkte, um ein
unwirtschaftliches Heizverhalten feststellen zu kÃ¶nnen. Da eine Obliegenheit zur
Kostensenkung fÃ¼r einen Leistungsberechtigten erst ab Kenntnis der
Unangemessenheit besteht (Luik, a.a.O., Rn. 131) und die KlÃ¤gerin zu keinem
Zeitpunkt auf unangemessene Heiz- oder sonstige Nebenkosten hingewiesen
wurde, sind hier die tatsÃ¤chlichen Kosten in Form der Nachforderungen von 493,26
EUR zu Ã¼bernehmen.
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Der Bedarf in HÃ¶he von 493,26 EUR ist im Gegensatz zu der vom Beklagten
vertretenen Auffassung tatsÃ¤chlich im Dezember 2016 mit dem Zugang der
Nebenkostenabrechnung entstanden und vom Beklagten zu Ã¼bernehmen, obwohl
die KlÃ¤gerin die Wohnung, fÃ¼r die die Betriebskosten nachgefordert worden sind,
im Monat des Erhalts der Betriebskostennachforderung nicht mehr bewohnt hat.

Durch die Rechtsprechung des BSG ist geklÃ¤rt, dass Nebenkostennachforderungen
fÃ¼r eine Wohnung, die erst fÃ¤llig geworden sind, nachdem diese nicht mehr
bewohnt wird, und deren tatsÃ¤chliche Entstehung nicht auf Zeiten der
HilfebedÃ¼rftigkeit zurÃ¼ckgeht, keinen anzuerkennenden Bedarf fÃ¼r Unterkunft
und Heizung darstellen (BSG, Urteil vom 25.06.2015 â�� B 14 AS 40/14 R â��, juris).
DemgegenÃ¼ber sind Aufwendungen durch eine Betriebskostennachforderung aus
einem nicht mehr bestehenden MietverhÃ¤ltnis nach Rechtsprechung des BSG
"jedenfalls" dann vom Beklagten zu Ã¼bernehmende Leistungen fÃ¼r Unterkunft
und Heizung nach dem SGB II, wenn der Leistungsberechtigte sowohl im Zeitpunkt
der Entstehung als auch der FÃ¤lligkeit der Betriebskosten im SGB II-
Leistungsbezug stand und steht sowie die Aufgabe der Wohnung in ErfÃ¼llung
einer Kostensenkungsobliegenheit gegenÃ¼ber dem LeistungstrÃ¤ger erfolgt ist
(BSG, Urteil vom 20.12.2011 â�� B 4 AS 9/11 R â��, SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 50) oder
eine Zusicherung hinsichtlich des Umzugs vorlag (BSG, Urteil vom 30.03.2017 â�� B
14 AS 13/16 R â��, SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 92, Rn. 15 und BSG, Urteil vom
13.07.2017 â�� B 4 AS 12/16 R â��, Rn. 18, juris).

Die KlÃ¤gerin stand sowohl im Zeitpunkt der Entstehung als auch der FÃ¤lligkeit der
Betriebskosten fÃ¼r die Esslinger Wohnung im SGB II-Leistungsbezug. Zwar erfolgte
die Aufgabe der frÃ¼heren Wohnung weder in ErfÃ¼llung einer
Kostensenkungsobliegenheit (da die neue Wohnung ebenfalls eine unangemessene
Kaltmiete aufweist), noch wurde eine Zusicherung hinsichtlich des Umzugs erteilt;
vielmehr wurde eine entsprechende Zusicherung ausdrÃ¼cklich abgelehnt.
Dennoch sprechen die besseren Argumente dafÃ¼r, die Aufwendungen fÃ¼r eine
Betriebs- und Heizkostennachforderung aus dem nicht mehr bestehenden
MietverhÃ¤ltnis durch Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung nach dem SGB II zu
Ã¼bernehmen, jedenfalls solange eine durchgÃ¤ngige HilfebedÃ¼rftigkeit bestand.

Das SG hat zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass die Argumentation des BSG â�� in den
genannten Entscheidungen 20.12.2011 (a.a.O.) und vom 30.03.2017 (a.a.O.) â��
auch fÃ¼r die vorliegende Fallkonstellation gelten und Ã¼berzeugen.

ZunÃ¤chst Ã¼berzeugt die Argumentation des BSG, dass es eine faktische
Umzugssperre bewirken kÃ¶nnte, wÃ¼rden Nachforderungen fÃ¼r eine frÃ¼here
Wohnung bei durchgehender HilfebedÃ¼rftigkeit nicht Ã¼bernommen, weil
Leistungsbezieher sich dann dem Risiko ausgesetzt sÃ¤hen, nur wegen nicht
auskÃ¶mmlich festgesetzter Nebenkostenvorauszahlungen mit Schulden belastet
zu werden, ohne dass insoweit ein BegrÃ¼ndungszusammenhang mit einer
Kostensenkungsaufforderung und/oder einer Zustimmung zum Umzug besteht.

Das BSG hat des Weiteren zu Recht betont, dass eine Nebenkostenerstattung
unabhÃ¤ngig von der Frage eines vorangegangenen Umzugs nach Â§ 22 Abs. 3 SGB
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II die Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung mindert und zudem
hervorgehoben, dass HilfebedÃ¼rftige die HÃ¶he der Abschlagszahlungen
regelmÃ¤Ã�ig nicht (oder zumindest nur in begrenztem Umfang) beeinflussen
kÃ¶nnen. Dies bedeutet, dass bei Vereinbarung einer Nebenkostenvorauszahlung,
welche die tatsÃ¤chlich entstandenen, angemessenen Nebenkosten gedeckt
hÃ¤tte, diese vom damals zustÃ¤ndigen SGB II LeistungstrÃ¤ger (dem Jobcenter E.)
zu Ã¼bernehmen gewesen wÃ¤ren. HÃ¤tte sich die Nebenkostenvorauszahlung als
zu hoch erwiesen, hÃ¤tte der Beklagte eine etwaige RÃ¼ckerstattung als die
Kosten der Unterkunft mindernd berÃ¼cksichtigen mÃ¼ssen (Â§ 22 Abs. 3 SGB II).
Vor diesem Hintergrund gibt es kein Ã¼berzeugendes Argument dafÃ¼r, dass eine
zu gering bemessene Nebenkostenvorauszahlung einen Anspruch gegen den SGB II
LeistungstrÃ¤ger ausschlieÃ�t. Folgt man der Sichtweise des Beklagten, so wÃ¼rde
dies faktisch bedeuten, dass letztlich die HÃ¶he der Nebenkostenvorauszahlung
darÃ¼ber entscheidet, welche Kosten der Unterkunft von einem SGB II
LeistungstrÃ¤ger zu Ã¼bernehmen sind und eine zu gering vereinbarte
Nebenkostenvorauszahlung leistungsrechtliche Nachteile fÃ¼r HilfebedÃ¼rftige mit
sich bringt. Eine derartige, leistungsbeschrÃ¤nkende Funktion, kommt jedoch der
zivilrechtlich zwischen Vermieter und HilfebedÃ¼rftigem vereinbarten
Nebenkostenvorauszahlung nicht zu. Nach Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs
(BGH) drÃ¼ckt die Verwendung des Begriffs "Vorauszahlungen" nach allgemeinem
VerstÃ¤ndnis lediglich aus, dass dem Mieter bei der Abrechnung die
vorausbezahlten BetrÃ¤ge gutzubringen sind. Dieser Begriff legt aber nicht die
Annahme nahe, die Summe der Vorauszahlungen werde den voraussichtlichen
Abrechnungsbetrag auch nur annÃ¤hernd erreichen, und begrÃ¼ndet fÃ¼r den
Mieter keinen entsprechenden Vertrauenstatbestand (BGH, Urteil vom 11.02.2004
â�� VIII ZR 195/03 â��, juris). Die vertraglich vereinbarten Abschlagszahlungen
beruhen regelmÃ¤Ã�ig nur auf einer vorlÃ¤ufigen SchÃ¤tzung oder einer freien
Festsetzung (vgl. AG Dresden, Urteil vom 26.03.2015 â�� 145 C 3568/14 â��, Rn.
33, juris). Die Funktion der Vorauszahlung beschrÃ¤nkt sich daher ausschlieÃ�lich
auf die Festlegung einer Vorleistung der Betriebsnebenkosten, die vom Mieter an
den Vermieter erfolgt. Anders als im Falle einer Nebenkostenpauschale hat nach
Ende des Abrechnungszeitraums eine Auswertung des tatsÃ¤chlichen Verbrauchs
und dementsprechend eine Nachzahlung durch den Mieter oder eine RÃ¼ckzahlung
durch den Vermieter zu erfolgen. MaÃ�geblich fÃ¼r den Leistungsanspruch eines
HilfebedÃ¼rftigen nach dem SGB II ist hingegen nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II die
Angemessenheit der tatsÃ¤chlichen Bedarfe, welche von der HÃ¶he der
Vorauszahlung unabhÃ¤ngig ist. Die Sichtweise des Beklagten wÃ¼rde dazu
fÃ¼hren, dass sich die zivilrechtlich vereinbarte Nebenkostenvorauszahlung â�� im
Falles eines Umzugs â�� leitungsrechtlich wie eine unzulÃ¤ssige
Deckelungspauschale auswirken wÃ¼rde (vgl. zur UnzulÃ¤ssigkeit einer
pauschalierten GewÃ¤hrung von Heizkosten: BSG, Urteil vom 20.08.2009 â�� B 14
AS 41/08 R â��, Rn. 24, juris; vgl. auch Luik, a.a.O., Rn. 64, 65).

Auch die weitere Argumentation des BSG, dass Folgeprobleme fÃ¼r die aktuelle
Wohnsituation drohen kÃ¶nnten (etwa, dass die neue Wohnung beim Vermieter der
frÃ¼heren Wohnung gemietet ist, oder, dass fÃ¼r die Heizenergieversorgung
derselbe Energielieferant zustÃ¤ndig ist), und deshalb Zahlungsschwierigkeiten aus
dem frÃ¼heren Miet- oder VersorgungsverhÃ¤ltnis auf die gegenwÃ¤rtigen
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Rechtsbeziehungen durchschlagen, was wiederum Beratungspflichten auf Seiten
der Jobcenter auslÃ¶sen wÃ¼rde, ist unabhÃ¤ngig davon gÃ¼ltig, ob ein Umzug in
ErfÃ¼llung einer Kostensenkungsobliegenheit gegenÃ¼ber dem LeistungstrÃ¤ger
erfolgt ist oder eine Zusicherung hinsichtlich des Umzugs erteilt wurde.

Zwar wurde hier eine Zusicherung hinsichtlich des Umzugs abgelehnt, so dass eine
existenzsicherungsrechtlich relevante VerknÃ¼pfung der
Nebenkostennachforderung fÃ¼r die in der Vergangenheit bewohnte Wohnung mit
dem aktuellen unterkunftsbezogenen Bedarf sich nicht mit dem Kriterium einer
erteilten Zusicherung begrÃ¼nden lÃ¤sst (vgl. zu dieser Argumentation: BSG, Urteil
vom 13.07.2017, a.a.O., Rn. 19). Dennoch ist auch im Fall der KlÃ¤gerin von einer
existenzsicherungsrechtlich relevanten VerknÃ¼pfung zwischen
Nebenkostennachforderung und dem aktuellen Bedarf auszugehen, weil sowohl die
Entstehung der Nachforderung als auch ihre FÃ¤lligkeit einen Zeitraum der
ununterbrochenen HilfebedÃ¼rftigkeit betrifft, in dem der SGB II-TrÃ¤ger fÃ¼r die
unterkunftsbezogenen Bedarfe der Leistungsbezieher einschlieÃ�lich der
Nebenkosten aufzukommen hat. Dies ist leistungsrechtlich ausreichend (im
Ergebnis wie hier: LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 23.05.2019 â�� L 7 AS
1440/18 -, juris; SG Detmold, Urteil vom 30.11.2017 â�� S 23 AS 1759/17 -, juris).

DemgegenÃ¼ber stellt die Einholung der Zusicherung gerade keine Voraussetzung
der weiteren LeistungsgewÃ¤hrung fÃ¼r Unterkunft und Heizung dar (Piepenstock
in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 4. Aufl. 2015, Â§ 22, Rn. 181; vgl. auch: BSG,
Urteil vom 07.11.2006 â�� B 7b AS 10/06 R , juris, Rn. 27 zu Â§ 22 Abs. 2 a.F.).
GemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 4 SGB II in der hier anzuwenden Fassung vom 13.05.2011 soll
die erwerbsfÃ¤hige leistungsberechtigte Person vor Abschluss eines Vertrages
Ã¼ber eine neue Unterkunft die Zusicherung des fÃ¼r die Leistungserbringung
bisher Ã¶rtlich zustÃ¤ndigen kommunalen TrÃ¤gers zur BerÃ¼cksichtigung der
Aufwendungen fÃ¼r die neue Unterkunft einholen. Der kommunale TrÃ¤ger ist zur
Zusicherung verpflichtet, wenn der Umzug erforderlich ist und die Aufwendungen
fÃ¼r die neue Unterkunft angemessen sind; der fÃ¼r den Ort der neuen Unterkunft
Ã¶rtlich zustÃ¤ndige kommunale TrÃ¤ger ist zu beteiligen. Das
Zusicherungsverfahren hat AufklÃ¤rungs- und Warnfunktion. Es dient dazu, dem
HilfebedÃ¼rftigen vor Abschluss eines neuen Mietvertrages Klarheit darÃ¼ber zu
verschaffen, welche Aufwendungen als angemessen betrachtet und im Weiteren
Ã¼bernommen werden (Piepenstock, a.a.O.). Bereits hieraus ergibt sich, dass sich
die Zusicherung des Â§ 22 Abs. Abs. 4 SGB II perspektivisch auf die neue Wohnung
fokussiert und kein Bezug zur Abrechnung von Nebenkosten der bislang bewohnten
Wohnung besteht. Das Jobcenter Landkreis E. hat seine Zustimmung fÃ¼r einen
Umzug nach R. mit der BegrÃ¼ndung abgelehnt hat, die (kÃ¼nftige) Kaltmiete
Ã¼berschreite die fÃ¼r R. angemessene Mietobergrenze um 91 EUR. Nach
stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG â�� der der Senat folgt â�� ist hinsichtlich der
Kosten der Unterkunft aber zwischen Unterkunfts- und Heizkosten zu trennen, so
dass der Frage, ob die Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft unangemessen sind,
fÃ¼r die Bestimmung der Angemessenheit der Heizkosten grundsÃ¤tzlich keine
Bedeutung zukommt (so explizit: BSG, Urteil vom 20.08.2009 â�� B 14 AS 41/08 R
â��, Rn. 26, juris). Trifft die vom Beklagten in Bezug genommene Ablehnung der
Zusicherung zum Umzug nach alledem bereits keine Aussage Ã¼ber die
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Angemessenheit der Neben- und Heizkosten der neuen Wohnung, so besteht erst
Recht kein rechtslogischer Zusammenhang mit den Neben-/ Heizkosten fÃ¼r die
vormals bewohnte Wohnung.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten des Berufungs- einschlieÃ�lich des
Nichtzulassungsbeschwerdeverfahrens beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen. Die Voraussetzungen des Â§ 160 SGG sind nicht
erfÃ¼llt, da sich der Senat der Argumentation des BSG (BSG, Urteile vom
20.12.2011, 30.03.2017 und 13.07.2017, a.a.O.) vollumfÃ¤nglich anschlieÃ�t und
keinerlei â�� eine abweichende Sichtweise stÃ¼tzende â�� Rechtsprechung oder
Literaturmeinung ersichtlich ist (im Ergebnis wie hier: LSG Nordrhein-Westfalen,
Urteil vom 23.05.2019, a.a.O. und SG Detmold, Urteil vom 30.11.2017, a.a.O.), so
dass der Senat keine verbleibende KlÃ¤rungsbedÃ¼rftigkeit sieht.

Erstellt am: 07.12.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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